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1. Zuwendungszweck 

Die StädteRegion Aachen gewährt nach Maßgabe dieser Richtlinie und in Anlehnung 

an die Bestimmungen der §§ 23, 44 LHO NRW einschließlich der hierzu ergangenen 

Verwaltungsvorschriften im Rahmen der jährlich zur Verfügung stehenden Haus-

haltsmittel Zuwendungen für sozialraumbezogene Projekte und Initiativen im Kon-

text der städteregionalen Sozialplanung.  

2. Formale Rahmenbedingungen 

1. Die Gewährung der Zuwendungen ist eine freiwillige Aufgabe der Städte-

Region Aachen. Ein Rechtsanspruch auf Gewährung der Zuwendung besteht 

nicht. Vielmehr entscheidet die Verwaltung (A 58 - Amt für Inklusion und So-

zialplanung) aufgrund ihres pflichtgemäßen Ermessens im Rahmen der zur 

Verfügung stehenden Haushaltsmittel.  

2. Die Mittel für Sozialraumprojekte der StädteRegion Aachen sind zusätzliche 

Hilfen. Sie sind nicht dafür vorgesehen, andere öffentliche Finanzierungs-

möglichkeiten zu ersetzen. Deshalb sind vorrangig Mittel aus anderen in Be-

tracht kommenden Förderprogrammen zu beantragen. Eine Kombination von 

anderen Zuwendungen mit den Fördermitteln der StädteRegion Aachen ist 

möglich ist möglich und bei Antragstellung offen zu legen. 

3. Gegenstand der Zuwendung  

Grundlage für die Förderung ist die Fortschreibung städteregionale Sozialberichter-

stattung (Sozialraummonitoring 2022) und die auf dieser Basis identifizierten Ge-

staltungsbedarfe in den verschiedenen Sozialräumen. Diese erstrecken sich auf:  

1. Die Gestaltung der gesellschaftlichen und sozialen Teilhabe und Versorgung 

älterer Menschen; und/oder 

2. Verbesserung der sozialen Lebenslagen und Teilhabechancen von Kindern, 

Jugendlichen und Familien; und/oder 

3. Stärkung von Sozialräumen und Zielgruppen im Kontext benachteiligte Le-

benslagen sowie im Sinne von Armutsprävention. 

4. Nachhaltigkeit und Verstetigung 

Bevorzugt werden Vorhaben, die durch die Förderung angeschoben werden und 

nach Ablauf der Projektlaufzeit ohne Förderung fortgeführt werden. Entsprechende 

Überlegungen zur Nachhaltigkeit sind im Antrag näher zu erläutern. 
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5. Zuwendungsempfangende 

1. Zuwendungsempfangende im Sinne dieser Richtlinie sind natürliche Perso-

nen, lokale Initiativen, Vereine, Unternehmen und Kommunen, die im Sinne 

der Richtlinie ohne Eigennutz tätig werden. 

2. Je Zuwendungsempfangendem kann ein Vorhaben pro Jahr berücksichtigt 

werden. 

6. Zuwendungsvoraussetzungen 

1. Zuwendungen werden für Vorhaben gewährt, mit deren Durchführung zum 

Zeitpunkt der Bewilligung noch nicht begonnen wurde. 

2. Das geförderte Vorhaben muss innerhalb des Kalenderjahres der Bewilligung 

beginnen und spätestens am 01.11. des Folgejahres beendet sein. In begrün-

deten Ausnahmefällen kann hiervon nach Abstimmung mit der Bewilligungs-

behörde abgewichen werden. 

3. Es werden nur Maßnahmen gefördert, die den Zuwendungszweck nach Ziffer 

1 erfüllen und auf dem Gebiet der StädteRegion Aachen für die städteregio-

nale Bevölkerung umgesetzt werden. Der konkrete Bezug ist bei Antragstel-

lung darzustellen. 

4. Nach Projektabschluss bleibt die Zweckbindung für investive Maßnahmen1 für 

weitere 5 Jahre bestehen.  

7. Art, Umfang und Höhe der Zuwendung 

1. Die Förderung erfolgt für die Umsetzung des beantragten Vorhabens im Wege 

der Anteilsfinanzierung. Gewährt werden nicht rückzahlbare Zuwendungen 

unter den im Zuwendungsbescheid geregelten Auflagen und Bedingungen. 

2. Die Förderung erfolgt für die Umsetzung des beantragten Vorhabens im Wege 

der Anteilsfinanzierung in Höhe von min. 100,- bis max. 2.000,- Euro. 

a. Bei förderfähigen Gesamtausgaben bis 1.000,- Euro beträgt der För-

deranteil maximal 95%. Der Eigenanteil kann erbracht werden durch: 

i. Eigenmittel 

ii. Einsatz von Ehrenamtsstunden 

iii. Spenden und Einnahmen 

b. Bei förderfähigen Gesamtausgaben zwischen 1.001,- Euro und 2.000,- 

Euro beträgt der Fördersatz maximal 80% der zuwendungsfähigen 

Kosten. Der Eigenanteil kann erbracht werden durch: 

i. Eigenmittel 

ii. Einsatz von Ehrenamtsstunden 

                                           
1 Investive Maßnahmen sind Sachinvestitionen in Bezug auf ein Gebäude oder ein Grundstück, z. B. 

Fahrradständer, Spielgeräte oder auch Beschilderungen. 
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iii. Spenden 

iv. Weitere Einnahmen oder Zuwendungen  

3. Zuwendungsfähig sind nur Ausgaben, die durch Vorhaben verursacht werden, 

die keine Aufwendungen für regelmäßige Tätigkeit des/der Zuwendungsemp-

fangenden darstellen. Insbesondere größere Bau- und Umbaumaßnahmen2, 

laufende Betriebs- und Personalkosten3 sind nicht zuwendungsfähig. 

8. Antrags- und Bewilligungsverfahren 

1. Der/die Zuwendungsempfangende stellt schriftlich einen Förderantrag mit ei-

ner Beschreibung des Vorhabens und einer detaillierten Aufstellung der ge-

planten förderfähigen Kosten und Einnahmen/Erträgen sowie des Eigenanteils  

2. Der zu fördernde Gegenstand muss den unter Ziffer 3 genannten Kriterien 

entsprechen.  

3. Antragstellung und Bewilligung für Vorhaben, die im laufenden Kalenderjahr 

umgesetzt werden bzw. mit denen im laufenden Kalenderjahr begonnen wird 

können zu nachstehenden Zeitpunkten erfolgen:  

1. Antragsfrist:  

Bis zum 01.05. des Jahres 

Bewilligung 

Voraussichtlich Juni des Jahres 

nach Inkrafttreten des Haushaltes 

2. Antragsfrist 

Bis zum 01.10. des Jahres 

 

Bewilligung  

Ab Mitte Oktober 

in Abhängigkeit noch verfügbarer 

Mittel für das laufende Jahr 

 

4. Förderfähige Vorhaben der ersten Antragsfrist werden nach diesem Stichtag 

mit Genehmigung des Haushaltes für das jeweilige Kalenderjahr von der Be-

willigungsbehörde bewilligt. Der Start der Vorhaben liegt demnach voraus-

sichtlich im Juni eines Jahres. 

5. Insofern das zugewiesene Budget für Zuwendungen für sozialraumbezogene 

Projekte zu diesem Stichtag nicht voll ausgeschöpft ist, können weitere An-

träge - unter Berücksichtigung eines optional verwaltungsseitig vorgegebe-

nen Schwerpunktthemas - bis zum 01.10. eingereicht werden. Förderfähige 

Projekte werden nach diesem Stichtag von der Bewilligungsbehörde nach 

pflichtgemäßem Ermessen bewilligt. 

                                           
2 Kleinere Baumaßnahmen unter 1.000,- Euro sind im Einzelfall nach Abstimmung zuwendungsfähig, 

wenn keine andere Möglichkeit der Finanzierung besteht. 

3 Mit Personalkosten sind hier Entgelte für Beschäftigungsverhältnisse in Sozialversicherungspflichtiger 

Beschäftigung oder auf Mini-Job Basis gemeint. 
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6. In Ausnahmefällen können zu diesem zweiten Stichtag auch Anträge von Zu-

wendungsempfangenden berücksichtigt werden, die bereits eine Bewilligung 

in diesem Kalenderjahr erhalten haben. Förderfähige Projekte werden nach 

diesem Stichtag von der Bewilligungsbehörde nach pflichtgemäßem Ermessen 

bewilligt. 

7. Bewilligungsbehörde ist die StädteRegion Aachen - A 58 Amt für Inklusion 

und Sozialplanung. Die Bewilligung erfolgt schriftlich. 

9. Anforderungs- und Auszahlungsverfahren 

1. Die Auszahlung der Mittel erfolgt nach dem Kostenerstattungsprinzip.  

Dazu werden nach Abschluss des Vorhabens in einem Verwendungsnachweis 

die entstandenen Kosten aufgeführt und mit Rechnungskopien belegt. 

2. Bei überjährigen Projekten sind im Rahmen eines Zwischenverwendungs-

nachweises die bislang entstandenen Kosten bis zum 31.12. des Jahres abzu-

rechnen. Die restlichen Mittel werden nach Abschluss des Vorhabens mit dem 

Verwendungsnachweis abgerechnet. 

3. In begründeten Ausnahmefällen kann bei der Auszahlung vom Kostenerstat-

tungsprinzip abgewichen werden, wenn der Zuwendungsempfangende nach-

weist, dass er nicht in der Lage ist, in Vorleistung zu gehen. In diesen Fällen 

können max. 50% der Zuwendung im Voraus ausgezahlt werden. 

4. Ein Widerruf mit Wirkung für die Vergangenheit kommt in Betracht, soweit die 

Zuwendungsempfangenden den ausgezahlten Betrag nicht innerhalb des 

Durchführungszeitraums zur Erfüllung des Zuwendungszwecks verwendet. 

10. Verwendungsnachweisverfahren 

1. Enthält der Zuwendungsbescheid keine anderslautenden Regelungen, so ist 

die Verwendung bewilligter Mittel durch den Zuwendungsempfangenden ge-

genüber der StädteRegion Aachen bis vier Wochen nach Abschluss des Vor-

habens nachzuweisen. Darin sind sowohl ein sachlicher Bericht über die Ver-

wendung der Mittel als auch ein zahlenmäßiger Nachweis der entstandenen 

Kosten und Einnahmen/Erträge sowie der eingebrachten Eigenmittel darzu-

stellen.  

2. Liegt der vollständige Verwendungsnachweis (mit rechtsverbindlicher Unter-

schrift des Zuwendungsempfangenden mit Rechnungskopien) nicht bis zum 

festgelegten Termin vor, verfallen alle bis dahin noch nicht ausgezahlten Mit-

tel. Wird der vollständige Verwendungsnachweis auf Anforderung und Mah-

nung innerhalb weiterer vier Wochen nicht vorgelegt, kann die StädteRegion 

Aachen auch die bereits ausgezahlten Mittel vom Zuwendungsempfangenden 

zurückfordern.  
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3. Der örtlichen Rechnungsprüfung der StädteRegion Aachen sind das Recht der 

Vor-Ort-Prüfung und Einsichtsrechte in Belege etc. zu gewähren. 

4. Bereits ausgezahlte, aber nicht zweckentsprechend verwendete Mittel sind 

unverzüglich an die StädteRegion Aachen zurückzuzahlen. 

5. Macht der Zuwendungsempfangende unrichtige Angaben, ändert er den Ver-

wendungszweck oder hält er Auflagen, die im Zuwendungsbescheid festge-

legt sind, nicht ein, so kann die StädteRegion Aachen eine bewilligte Zahlung 

kürzen oder nicht auszahlen. Sofern Mittel bereits zur Auszahlung gelangt 

sind, können diese ganz oder teilweise zurückgefordert werden. 

6. Werden geförderte Gegenstände verkauft oder gegen Gebühr verliehen, ist 

dies der StädteRegion Aachen unverzüglich abzustimmen.  

7. Bei allen Rückforderungen fallen marktübliche Verzinsungen an. 

11. Öffentlichkeitsarbeit 

1. Die Förderung durch die StädteRegion Aachen ist in der öffentlichen Kommu-

nikation angemessen darzustellen. Hierunter fallen z. B. die Nennung in Pub-

likationen, in Pressemitteilungen und Berichten in den Sozialen Medien.  

2. Die StädteRegion Aachen ist berechtigt, in ihren Publikationen über die von 

ihr geförderten Maßnahmen in Wort und Bild zu berichten und dabei auch die 

Fotos der Dokumentation unter Beachtung des Urheberrechtes zu nutzen. 

3. Der Zuwendungsempfangende informiert die StädteRegion Aachen über Ver-

öffentlichungen des geförderten Projektes und leitet entsprechendes Material 

in Kopie an diese weiter. 

12. Inkrafttreten 

Die Änderung der Richtlinie der StädteRegion Aachen für die Gewährung von Zu-

wendungen für sozialraumbezogene Projekte im Rahmen der Sozialplanung tritt mit 

Wirkung des Beschlusses des Städteregionsausschusses am 20.06.2024 in Kraft. Die 

bisherige Richtlinie vom 19. Juni 2020 wird gleichzeitig außer Kraft gesetzt. 


